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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

03.09.2024 

Geschäftszahl 

Ro 2022/04/0031 

Rechtssatz 

Nach der Rechtsprechung des EuGH beanspruchen die Grundrechte auf Achtung des Privatlebens und auf 
Schutz personenbezogener Daten keine uneingeschränkte Geltung, sondern müssen im Hinblick auf ihre 
gesellschaftliche Funktion gesehen und gegen andere Grundrechte abgewogen werden. Somit können 
Einschränkungen vorgesehen werden, sofern sie gemäß Art. 52 Abs. 1 GRC gesetzlich vorgesehen sind 
und den Wesensgehalt der Grundrechte sowie den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wahren. Um 
festzustellen, ob eine Verarbeitung personenbezogener Daten im Sinn von Art. 6 Abs. 1 lit. e DSGVO für 
die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich ist, die im öffentlichem Interesse liegt oder in Ausübung 
öffentlicher Gewalt erfolgt, ist somit insbesondere zu prüfen, ob sie angesichts der Schwere des durch sie 
bewirkten Eingriffs in die Grundrechte auf Achtung des Privatlebens und auf Schutz personenbezogener 
Daten im Hinblick auf die Verwirklichung der verfolgten Ziele gerechtfertigt und insbesondere 
verhältnismäßig ist (vgl. zu all dem - dort im Zusammenhang mit der Frage der Zulässigkeit einer 
nationalen Regelung, die den Zugang der Öffentlichkeit zu personenbezogenen Daten über Strafpunkte 
für Verkehrsverstöße vorsieht - EuGH 22.6.2021, C-439/19, Latvijas Republikas Saeima [Strafpunkte], 
Rn. 105 f). 
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